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Stellung genommen und die Änderungen in Anlage 2 vorgeschlagen. 
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schlägen des Bundesrates ergibt sich aus Anlage 3. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Zulagen in den gesetzlichen Rentenversicherungen 

(Rentenzulagengesetz - RZG -) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Vorbehaltlich der Neuregelung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen werden zu 
den am 1. Juli 1951 laufenden oder nach 
diesem Tage festgestellten Renten aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung), der Rentenversicherung der 
Angestellten (Angestelltenversicherung) und 
der knappschaftlichen Rentenversicherung Zu- 
lagen gewährt. Zum Knappschaftssold wird 
keine Zulage gewahrt. 

(2) Die Zulagen sind Bestandteile der 
Renten. 

(3) Die Zulagen werden nur gewährt, wenn 
und solange sich der Berechtigte im Bundes- 
gebiet oder im Lande Berlin aufhält, es sei 
denn, daß zwischenstaatliche Abkommen 
etwas anderes bestimmen. 

§ 2 

(1) Die Zulagen betragen monatlich 

5,00 Deutsche Mark bei Renten bis zu 

25 Deutsche Mark, 

7,50 Deutsche Mark bei Renten von mehr 
als 25 bis zu 35 Deutsche Mark, 

10.00 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 35 bis zu 45 Deutsche Mark, 

12.50 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 45 bis zu 55 Deutsche Mark, 

15.00 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 55 bis zu 65 Deutsche Mark, 

17.50 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 65 bis zu 75 Deutsche Mark, 

20.00 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 75 bis zu 85 Deutsche Mark, 

22.50 Deutsche Mark bei Renten von mehr 

als 85 bis zu 95 Deutsche Mark 
monatlich. Die Zulagen steigen um 2,50 Deut- 
sche Mark monatlich für jede weitere der in 


Stufen von 10 Deutsche Mark monatlich 
fortschreitenden Rentengruppen. Bei der 
Bemessung der Zulagen ist von den Renten 
ohne Kinderzuschüsse auszugehen. 

(2) Zu den Kinderzuschüssen wird eine Zu- 
lage von 5 Deutsche Mark monatlich für jedes 
zuschußberechtigte Kind gewährt. 

(3) Für die Bemessung der Zulagen nach 
Absatz 1 sind die Rentenbeträge maßgebend, 
die sich nach Anwendung der §§ 1273, 1274, 
1275 und 1279 der Reichsversicherungsord- 
nung ergeben. 

(4) Auf die Zulagen nach den Absätzen 1 
und 2 sind die §§ 1273, 1274, 1275 und 1279 
der Reichsversicherungsordnung nicht anzu- 
wenden. 

(5) In den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten werden die Zu- 
lagen nach Absatz 1 nur insoweit gewährt, als 
sie denjenigen Teil der Zuschläge nach den 
Vorschriften des § 1 des Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes vom 17. Juni 1949 
(WiGBl. S. 99) übersteigen, der zur Auf- 
füllung der Renten auf die in den bezeich- 
neten Vorschriften genannten Mindest- 
beträge erforderlich ist. 

(6) In Fällen der Wanderversicherung wer- 
den die Zulagen nur einmal gewährt, und 
zwar aus dem Versicherungszweig, dessen 
Träger die Rente festgestellt hat. ' 

§ 3 

Die durch die Zulagen entstehenden Mehr- 
aufwendungen trägt der Bund; das Nähere 
bestimmen der jBundesminister für Arbeit 
und der Bundesminister der Finanzen gemein- 
sam. Für die Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bis zum 31. März 1952 trägt jedoch 
der Bund nur 80 vom Hundert der Mehr- 
aufwendungen; den Rest tragen die Versiche- 
rungsträger nach den für die Aufbringung 
der Mittel maßgebenden Vorschriften, ge- 
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trennt für jeden Versicherungszweig gemein- 
sam. In der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung bleiben bei der Anwendung des § 5 
Absatz 4 des Knappschaftsversicherungs-An- 
passungsgesetzes vom 30. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 202) die vom Bund zu tragenden Mehr- 
aufwendungen sowohl in den Gesamteinnah- 
men als auch in den Gesamtausgaben un- 
berücksichtigt. 

§ 4 

In den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten werden außer den Ren- 
tenausgaben (§ 6 des Sozialversicherungs- 
Anpassungsgesetzes vom 17. Juni 1949) auch 
die Beiträge zur Krankenversicherung der 
Rentner von sämtlichen Versicherungsträgern, 
getrennt für jeden der beiden Versicherungs- 
zweige, nach Maßgabe ihrer Beitragseinnah- 
men jeweils für ein Kalenderjahr gemeinsam 
getragen. Entsprechendes gilt für die Kosten 
der Krankenversicherung der Rentner in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

§ 5 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Renten- 
versicherung im Lande Berlin, wenn das Land 
Berlin nach Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schließt und durch Gesetz bestimmt, daß die 
Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden- 
versicherung) und die Rentenversicherung 
der Angestellten (Angestelltenversicherung) 
grundsätzlich nach den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Vorschriften durch- 
geführt werden; in diesem Gesetz des Landes 
Berlin ist das Nähere zur Überleitung des 
Bundesrechts auf das Land Berlin zu be- 
stimmen. Im Einvernehmen mit der Bundes- 
regierung kann dabei vom Bundesrecht ab- 
gewichen werden, insbesondere soweit es sich 
handelt um 

a) die Versicherungspflichtgrenze, 

b) die über das Bundesrecht hinausgehenden 
und bereits festgestellten Leistungen, 

c) die Höhe des Beitrags zur Krankenver- 
sicherung der Rentner; wird hiernach ein 
höherer Beitrag als nach Bundesrecht be- 


stimmt, so wird in dem Verfahren nach 
§ 4 nur der Beitragssatz nach Bundesrecht 
berücksichtigt. 

Über die Auswirkungen des vom Lande Ber- 
lin zu erlassenden Gesetzes auf den Bund 
oder die Rentenversicherungen im Bundes- 
gebiet regelt die Bundesregierung im Einver- 
nehmen mit dem Senat des Landes Berlin das 
Nähere. 

(2) Die Leistungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung an Berechtigte, die im 
Lande Berlin wohnen, werden von der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin nach Bundesrecht 
festgestellt und gewährt, soweit nicht ein 
Träger der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung im Bundesgebiet leistungspflichtig ist. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Knappschaften 
in der Bundesrepublik Deutschland erstattet 
der Versicherungsanstalt Berlin die sich dar- 
aus ergebenden Aufwendungen und verteilt 
sie auf den Bund und die einzelnen Knapp- 
schaften nach den bundesrechtlichen Vor- 
schriften. 

(3) Die Vorsriften über das Gemeinlast- 
verfahren in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten treten im 
Lande Berlin mit Wirkung vom 1. Juni 1951 
in Kraft. 

(4) Der Bund leistet für die Zeit vom 
1. April bis 30. September 1951 zu jeder von 
der Versicherungsanstalt Berlin zu gewähren- 
den Rente einen Betrag von 20 Deutsche 
Mark monatlich. Die Gewährung von Bun- 
desmitteln zu den Rentenversicherungen im 
Lande Berlin für die Zeit vom 1. Oktober 
1951 an richtet sich nach Bundesrecht; die 
Bundesregierung und der Senat von Berlin 
können hierüber Näheres, insbesondere für 
eine Übergangszeit, vereinbaren. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juni 1951 in Kraft, jedoch der § 4 bereits 
mit Wirkung vom 1. April 1950. 

(2) Soweit die Zulagen nach § 2 Absatz 1 
zu den am 1. Juli 1951 laufenden Renten für 
die Zeit bis zum 30. September 1951 unter 
Außerachtlassung des § 2 Absatz 5 ausgezahlt 
werden, behält es hierbei sein Bewenden. 


3 



Begründung 


Der Deutsche Bundestag hat am 1. März 
1951 den Antrag in der Bundestagsdrucksache 
Nr. 1971 zum Beschluß erhoben, wonach die 
Bundesregierung dem Bundestag einen Ge- 
setzentwurf vorlegen soll, durch den die ge- 
setzlichen Rentenversicherungen saniert und 
ihre Leistungen auf einen Stand gehoben 
werden, der den veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Rentner angemessen ist. 
Der vorliegende Entwurf führt diesen Bun- 
destagsbeschluß insoweit aus, als er die Er- 
höhung der Renten betrifft. Die endgültige 
Sanierung der Rentenversicherungen muß 
einem besonderen Gesetz über die Neuord- 
nung der gesetzlichen Rentenversicherungen 
Vorbehalten bleiben, da das Ausmaß der Sa- 
nierungsmaßnahmen von der endgültigen Ge- 
staltung der Renten und Beiträge abhängt. 
Außerdem muß' das endgültige und über- 
prüfte Ergebnis der versicherungstechnischen 
Bilanzen abgewartet werden. Ferner bringt 
der Entwurf die Einbeziehung der Kosten der 
Krankenversicherung der Rentner in die Ge- 
meinlast der Rentenversicherungen. Schließ- 
lich regelt der Entwurf Näheres über seine 
Anwendung auf das Land Berlin. 

Zu § 1 

Die Zulagen, deren Höhe im § 2 näher be- 
stimmt ist, sollen sowohl zu den am 1. Juli 
1951 laufenden als auch zu den nach diesem 
Tage festgestellten Renten gewährt werden. 
Es muß der kommenden Neuregelung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen Vorbehalten 
bleiben, bei den neu festzustellenden Renten 
die Rentenerhöhung statt durch die Gewäh- 
rung von Zulagen zu den nach bisherigem 
Recht berechneten Renten etwa in der Form 
durchzuführen, daß die Art der Rentenbe- 
rechnung grundsätzlich geändert wird und 
neue Rentenberechnungsformeln vorgeschrie- 
ben werden, welche die vorgesehene Renten- 
erhöhung bereits in sich schließen. Eine grund- 
sätzliche Änderung der Art der Rentenberech- 
nung würde so schwerwiegende, zum Teil 
auch das gegenseitige Verhältnis der einzel- 
nen Rentenversicherungszweige berührende 
Probleme aufwerfen, daß sie nicht in den 
vorliegenden Gesetzentwurf, der Sofortmaß- 
nahmen für die notleidenden Rentner brin- 
gen soll, aufgenommen werden kann. 


Von der Rentenerhöhung soll nur der Knapp- 
schaftssold ausgeschlossen werden, der an 
solche Bergleute nach Vollendung des 50. Le- 
bensjahres ausgezahlt wird, die noch nicht 
zur Fortsetzung ihrer bisherigen knappschaft- 
lichen Tätigkeit oder zur Aufnahme einer 
gleichwertigen Tätigkeit in knappschaftlichen 
Betrieben unfähig geworden sind, also erst 
recht nicht als invalide oder berufsunfähig 
im Sinne der Invaliden- oder Angestellten- 
versicherung anzusehen sind, vielmehr noch 
ein volles Arbeitseinkommen erzielen kön- 
nen. 

Die Feststellung, daß die Zulagen Bestand- 
teile der Renten sind, bewirkt, daß auf die 
Zulagen alle Rechtsvorschriften angewendet 
werden, die auch auf die Renten selbst anzu- 
wenden sind, z. B. die Vorschriften über die 
Übertragung, Verpfändung und Pfändung 
(§§ 119 und 119 a RVO) und über die Auf- 
rechnung (§ 1309 RVO). 

Da die Zulagen zu den Leistungen der Ren- 
tenversicherungen auf die Veränderungen der 
wirtschaftlichen Verhältnisse im Bundesgebiet 
abgestellt sind und da die Zulagen aus Bun- 
desmitteln gedeckt werden sollen, ist es an- 
gezeigt, die Zulagen nicht im Gebiete außer- 
halb der Bundesrepublik und des Landes Ber- 
lin auszahlen zu lassen, es sei denn, daß zwi- 
schenstaatliche Abkommen etwas anderes be- 
stimmen. 

Zu § 2 

Die Erhöhung der laufenden Renten muß 
ohne Umrechnung der einzelnen Renten durch 
die Versicherungsträger selbsttätig durch die 
Rentenzahlstellen, im allgemeinen also durch 
die Postanstalten, durchgeführt werden kön- 
nen, damit die Rentner sofort in den Genuß 
der erhöhten Renten kommen. Deshalb sind 
feste Zulagen vorgesehen, die nach der Höhe 
der Renten ohne Kinderzuschüsse gestaffelt 
sind. Die Renten werden in Gruppen einge- 
teilt, von denen die erste bis 25 DM / Monat 
reicht und die folgenden jeweils in Stufen 
von 10 DM /Monat fortschreiten, und jeder 
Gruppe wird als Rentenzulage ein Betrag von 
25 v. H. des Mittelbetrages der Gruppe zu- 
geschrieben, der ersten Gruppe ein Betrag 
von 25 v. H. von 20 DM / Monat. Zu den Kin- 
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derzuschtissen wird eine Zulage in Höhe von 
5 DM für jedes zuschußberechtigte Kind ge- 
währt, so daß der Kinderzuschuß fortan in 
der Regel 20 DM monatlich für jedes zuschuß- 
berechtigte Kind betragen wird. Anstelle der 
Gewährung von besonderen Zulagen zu den 
Kinderzuschüssen etwa die allgemeinen Ren- 
tenzulagen sogleich von den Rentenbeträgen 
einschließlich der Kinderzuschüsse berechnen 
zu lassen verbietet sich deshalb, weil Kinder- 
zuschüsse nach § 1271 Absatz 6 RVO statt an 
den Rentenberechtigten auch getrennt von 
der übrigen Rente an einen Dritten ausge- 
zahlt werden können. 

Bei der Bemessung der Rentenzulagen könn- 
ten Zweifel darüber entstehen, ob in Fällen, 
in denen auf eine Rente Kürzungs- oder 
Ruhensvorschriften anzuwenden sind, die Zu- 
jage von dem vollen Rentenbetrag zu be- 
rechnen und dann erst die Summe aus dem 
vollen Rentenbetrag und der Zulage den Kür- 
zungs- oder Ruhensvorschriften zu unterwer- 
fen ist, oder ob die Zulage von dem gekürz- 
ten oder um den Ruhensbetrag geminderten 
Rentenbetrag zu berechnen und dann ihrer- 
seits natürlich ungekürzt zu lassen ist. Im 
Entwurf wird der zweite Weg vorgeschrie- 
ben. Die Notwendigkeit dazu ergibt sich dar- 
aus, daß die Erhöhung der laufenden Renten 
ohne Umrechnung durch die Versicherungs- 
träger selbsttätig durch die Rentenzahlstellen 
durchzuführen sein muß. 

Durch das Sozialversicherungs-Anpassungs- 
gesetz haben Renten, die auf einer verhältnis- 
mäßig geringen Anzahl oder einer niedrigen 
Höhe der Beiträge beruhen, eine besonders 
starke Erhöhung durch die Festlegung von 
Mindestbeträgen erfahren. Dadurch werden 
insbesondere freiwillig Versicherte bevorzugt, 
die infolge der günstigen Vorschriften über 
die Anwartschaftserhaltung verhältnismäßig 
nur wenig Beiträge zu entrichten brauchten. 
Es scheint deshalb berechtigt, zu den Renten, 
die auf die verhältnismäßig hohen Mindest- 
beträge aufgefüllt wurden, nicht nochmals die 
vollen Zulagen nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes 
zu gewähren. Deshalb sieht der Entwurf vor, 
daß die Zulagen nur insoweit gezahlt werden 
sollen, als sie den Teil der Zuschläge nach § 1 
des Sozialversicherungs- Anpassungsgesetzes 
übersteigen, der zur Auffüllung auf die ge- 
nannten Mindestbeträge erforderlich ist. Da- 
durch wird — ebenso wie durch die Staf- 
felung der Rentenzuschläge nach § 2 Absatz 1 
— die Rentenhöhe stärker als bisher von der 
Anzahl und der Höhe der entrichteten Bei- 
träge abhängig gemacht und damit dem Bun- 


destagsbeschluß vom 1. März 1951 Rechnung 
getragen. 

Im Falle der Wanderversicherung soll die Zu- 
lage aus dem Versicherungszweig gewährt 
werden, dessen Träger die Rente festgestellt 
hat. Einer Aufteilung der Zulage auf die ein- 
zelnen Versicherungszweige etwa im Verhält- 
nis der von ihnen vereinnahmten Beiträge 
bedarf es nicht, da die Zulagen aus Bundes- 
mitteln gedeckt werden sollen. (Vgl. § 3 des 
Entwurfes). 

Zu § 3 

Die zur Deckung der Rentenerhöhungen er- 
forderlichen Mittel sind nach dem Beschluß 
des Bundestages vom 1. März 1951 vom Bund 
bereitzustellen, weil die Versicherungsträger 
hierzu nicht in der Lage sind. Der Entwurf 
folgt diesem Beschluß. Lediglich für die Zeit 
vom Inkrafttreten des Gesetzes bis zum 31. 
März 1952 (Rest des Rechnungsjahres 1951) 
ist eine Übergangsregelung vorgesehen, nach 
welcher der Bund nur 80 v. H. der Mehrauf- 
wendungen trägt, während die restlichen 
20 v. H. von den Versicherungsträgern aufzu- 
bringen sind. Diese Übergangsregelung ist 
wegen der Haushalts- und Kassenlage des 
Bundes unumgänglich und ist für den ge- 
nannten Zeitraum für die Versicherungsträ- 
ger zumutbar, da sich deren Kassenlage in- 
folge Steigerung der Beitragseinnahmen in 
der letzten Zeit verbessert hat. 

Für ein volles Geltungsjahr des Entwurfs be- 
tragen die Mehraufwendungen: 

620 Millionen DM in der Invalidenver- 
sicherung, 

230 Millionen DM in der Angestelltenver- 
sicherung, 

115 Millionen DM in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung, 

965 Millionen DM insgesamt. 

Dazu kommen als Mehraufwendungen im 
Lande Berlin, auf das nach § 5 das Gesetz 
erstreckt werden soll, etwa 65 Millionen DM 
im ersten vollen Geltungsjahr. 

Für den Rest des Rechnungsjahres 1951 ist 
mit einer gesamten Mehraufwendung von 
rund 86 Millionen DM monatlich zu rechnen. 
Hiervon gehen rund 69 Millionen DM zu La- 
sten des Bundes und 10 Millionen DM zu 
Lasten der Versicherungsträger. Soweit der 
in diesem Betrag enthaltene Anteil der Trä- 
ger der knappschaftlichen Rentenversicherung 
nicht aus deren Einnahmen gedeckt werden 
kann, tritt der Bund nach den Vorschriften 
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des Knappschaftsversicherungs-Anpassungs- 
gesetzes dafür an deren Stelle ein; es handelt 
sich um einen Betrag von etwa 2 Millionen 
DM monatlich. 

Dieser Mehrbelastung der Öffentlichen Hand 
stehen Ersparnisse gegenüber 

a) in der öffentlichen Fürsorge wegen Ver- 
minderung der von den Bezirksfürsorge- 
verbänden zu gewährenden Unterstützun- 
gen, 

b) in der Kriegsopferversorgung durch ver- 
stärkte Anrechnung der Renten der Renten- 
versicherungen auf die Ausgleichsrenten, 

c) bei den Unterhaltshilfen nach dem Sofort- 
hilfegesetz ebenfalls wegen größerer An- 
rechnung der Renten der Rentenversiche- 
rungen, 

d) in der Arbeitslosenfürsorge durch ver- 
stärkte Anrechnung der Renten der Ren- 
tenversicherungen auf die Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung. 

Zu § 4 

Die Beiträge zur Krankenversicherung der 
Rentner sind zwangsläufige, mit den Renten- 
ausgaben gekoppelte Ausgaben der Renten- 
versicherungsträger, auf deren Höhe der ein- 
zelne Versicherungsträger keinerlei Einfluß 
hat. Es ist also sinnvoll, wenn die Beiträge 
zur Rentnerkrankenversicherung ebenso in 
die Gemeinlast aller Rentenversicherungsträ- 
ger eingerechnet werden, wie dies bisher 
schon bei den Rentenausgaben der Fall ist. Die 
finanzielle Selbständigkeit der einzelnen Ver- 
sicherungsträger wird dadurch nicht berührt. 
Wohl aber wird denjenigen Versicherungs- 
trägern eine dringend erforderliche finan- 
zielle Hilfe gebracht, in deren Gebiet über- 
durchschnittlich viele Flüchtlinge wohnen, die 
also außergewöhnlich große Aufwendungen 
für die Rentnerkrankenversicherung zu 
machen haben. 

Zu § 5 

Das Gesetz soll auch im Lande Berlin gelten. 
Zu diesem Zweck muß das Land Berlin die 
Anwendung des Gesetzes auf Grund des Ar- 
tikels 87 Abs, 2 seiner Verfassung bestimmen. 
Der Entwurf knüpft die Erstreckung des 
Gesetzes auf das Land Berlin an die Voraus- 
setzung, daß die Rentenversicherung in Ber- 
lin durch Berliner Gesetz an die bundes- 
rechtliche Regelung der Rentenversicherung 
angeglichen wird. Das Angleichungsgesetz, 
das im Einvernehmen mit der Bundesregie- 
rung erlassen werden soll, muß aber auf Be- 


sonderheiten des geltenden Berliner Rechts 
Rücksicht nehmen. Deshalb ist im Entwurf 
die Möglichkeit vorgesehen, daß in einzelnen 
Punkten, insbesondere hinsichtlich der Ver- 
sicherungspflichtgrenze, der über das Bun- 
desrecht hinausgehenden bereits festgestell- 
ten Leistungen und der Höhe des Beitrags zur 
Krankenversicherung der Rentner von den 
Vorschriften des Bundesrechts abgewichen 
werden kann. 

Da sich aus dem Berliner Angleichungsgesetz 
Auswirkungen für den Bund ergeben, muß 
der Bundesregierung die Ermächtigung ge- 
geben werden, im Einvernehmen mit dem 
Senat von Berlin hierüber das Nähere zu 
regeln. 

In Berlin wohnen zur Zeit etwa 1 400 Berech- 
tigte der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung, deren Renten gegenwärtig bereits nach- 
Bundesrecht von der Versicherungsanstalt 
Berlin gewährt werden und einen Aufwand 
von rund 900 000 DM jährlich verursachen. 
Dieser Aufwand soll nach dem Entwurf auf 
die knappschaftliche Rentenversicherung im 
Bundesgebiet übergehen, weil Berlin keine 
bergbaulichen Betriebe besitzt. 

Aus der Anwendung der bundesrechtlichen 
Vorschriften über die Aufbringung der Mittel 
in den Rentenversicherungen ergibt sich auch 
die Einbeziehung der Berliner-Rentenver- 
sicherung in das Gemeinlastverfahren. 

§ 21 des Berliner Gesetzes zur Anpassung des 
Rechts der Sozialversicherung in Berlin an 
das in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Recht vom 5. Dezember 1950 (Verord- 
nungsblatt Teil I Seite 542) sieht vor, daß 
zur Deckung der Berliner Rentenausgaben 
ein Betrag von 20 Deutsche Mark monatlich 
zu jeder Rente geleistet wird. Den Aufwand 
hierfür soll nach dem Entwurf der Bund für 
die Zeit vom 1. April bis 30. September 1951 
übernehmen. Vom 1. Oktober 1951 an soll der 
Bund nur noch Zuschüsse nach Bundesrecht 
gewähren. Da die Neufestsetzung der Renten 
nach Bundesrecht — es handelt sich um mehr 
als 200 000 laufende Renten — bis zum 30. 
September 1951 noch nicht abgeschlossen sein 
wird, können für eine Übergangszeit beson- 
dere Vereinbarungen zwischen der Bundes- 
regierung und dem Senat von Berlin ge- 
troffen werden. 

Zu § 6 

Der § 6 regelt das Inkrafttreten. Das rück- 
wirkende Inkrafttreten des § 4 hat seinen 
Grund darin, daß in der Verordnung über die 
vorläufige Festsetzung des Pauschbetrages 
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zur Deckung der Ausgaben in der Rentner- 
krankenversicherung vom 8. Februar 1951 
(BGBl. I S. 170) der Beitrag zur Krankenver- 
sicherung der Rentner mit Wirkung vom 1. 
April 1950 von monatlich 3,30 DM auf monat- 
lich 4,20 DM je Rente erhöht worden ist. Die 
hiernach erforderlich gewordenen Nachzah- 
lungen stellen eine außergewöhnlich hohe Be- 
lastung für diejenigen Versicherungsträger 
dar, in deren Gebiet überdurchschnittlich viele 
Flüchtlinge wohnen. Diese Belastung soll 
ihnen dadurch erleichtert werden, daß die 


Kosten der Rentnerkrankenversicherung 
schon mit Wirkung vom 1. April 1950 in die 
Gemeinlast einbezogen werden. 

Da die Renten der Rentenversicherungen 
überwiegend durch die Postanstalten ausge- 
zahlt werden, lassen sich Überzahlungen 
wegen vorübergehender Außerachtlassung 
der Vorschrift des § 2 Absatz 5 des Entwurfs 
nicht vermeiden. Um Rückzahlungen über- 
zahlter Renten wenigstens für einen gewissen 
Zeitraum auszuschließen, ist in den § 6 der 
Absatz 2 eingefügt worden. 


Deutscher Bundesrat 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von Zulagen in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen (Rentenzulagengesetz - RZG) 


1. Die Überschrift des Gesetzentwurfs wird 
durch folgende Worte ergänzt: 

. und über Änderungen des Gemein- 
lastverfahrens“. 

Begründung: 

§ 4 sieht die Ausdehnung des Gemein- 
lastverfahrens auch für die Krankenver- 
sicherung der Rentner vor. Diese Be- 
stimmung steht mit der Gewährung von 
Zulagen in keinem inneren Zusammen- 
hang und sollte daher in der Überschrift 
besonders aufgeführt werden. 

2. In § 1 Absatz 2 

wird zwischen den Worten „sind“ und 
„Bestandteile“ eingefügt: 

„unbeschadet der Vorschriften des § 2 
Absatz 3 und 4“. 

Begründung: 

Im § 2 Absatz 3 und 4 haben die Zu- 
lagen eine eigene Rechtsnatur. Um Miß- 
verständnisse zu vermeiden, ist die Er- 
gänzung notwendig. 

3. In § 5 Absatz 1 

wird in der dritten Zeile hinter dem Wort 
„beschließt“ ein Punkt gesetzt. Der weitere 
Wortlaut des Absatzes 1 wird gestrichen. 

Begründung: 

In Berlin werden die gleichen Renten- 
leistungen gewährt, wie im Bundesgebiet. 
Durch den vom Bundesrat gestrichenen 
Teil des § 5 Absatz 1 sollte eine Ver- 


waltungsveränderung in Berlin erzwun- 
gen werden. Der Bundesrat hat grund- 
sätzlich Bedenken gegen diese Methode 
der Verwaltungsangleichung und über- 
dies gesetzessystematische Bedenken, 
denn, da nach der Fassung des § 1 dieses 
Gesetzes mit einer Neuregelung der ge- 
setzlichen Rentenversicherungen im Bun- 
desgebiet zu rechnen ist*, gehört die Neu- 
regelung der Rentenversicherung in Ber- 
lin, zwecks weiterer Angleichung des 
Sozialversicherungsrechts in Berlin an 
das des Bundes, in dieses neue Gesetz 
und nicht in den hier vorliegenden Ent- 
wurf, der lediglich die Regelung von 
Teuerungszulagen zum Gegenstand hat. 

4. Im § 5 Absatz 3 

wird in der letzten Zeile „mit Wirkung 
vom 1. Juni 1951 in Kraft“ gestrichen 
und durch folgende Fassung ersetzt: 

„für die Gewährung von Zulagen nach 
diesem Gesetz mit Wirkung vom 1. Juni 
1951, im übrigen aber ab 1. Oktober 
1951 in Kraft.“ 

5. Im § 5 Absatz 4 

drittletzte Zeile wird hinter dem Wort 
„Bundesrecht“ ein Punkt gesetzt. Der 
nachfolgende Wortlaut des Absatzes 4 
wird gestrichen. 

Begründung zu 4. und 5.: 

Die Abänderungsvorschläge ergeben sich 
aus der Abänderung zu 3. 
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Anlage 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Rentenzulagengesetzes 


1. Die Bundesregierung erhebt keine Beden- 
denken gegen den Vorschlag 1. 

2. Dem Vorschlag 2 stimmt die Bundes- 
regierung zu. 

3 Die Bundesregierung vermag den Vor- 
schlägen 3 bis 5 nicht beizutreten. 

Der Gesetzentwurf hat nicht nur die Re- 
gelung der Rentenzulagen, sondern auch 
die Einbeziehung Berlins in das Gemein- 
lastverfahren der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der 
Angestellten des Bundesgebietes zum Ge- 
genstand. Die Erstreckung des Gemein- 
lastverfahrens auf Berlin hat aber zur un- 
abdingbaren Voraussetzung, daß die 
Rentenversicherung in Berlin grundsätz- 
lich nach den in der Bundesrepublik gel- 
tenden Vorschriften über die Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und die Renten- 
versicherung der Angestellten durch- 
geführt wird. Wenn es schon die Gemein- 
schaft der Versicherten und der Arbeit- 
geber im Bundesgebiet auf sich nehmen 
soll, an der Rentenlast von Berlin er- 
heblich mitzutragen, so muß die Gewähr 
gegeben sein, daß die Berliner Renten 
grundsätzlich auf dem gleichen Recht be- 
ruhen wie die Renten im Bundesgebiet. 
Es trifft aber nicht zu, daß in Berlin die 
gleichen Rentenleistungen gewahrt wer- 
den wie im Bundesgebiet. Ohne daß auf 
die Frage eingegangen zu werden braucht, 
ob diese Behauptung etwa für den Durch- 
schnitt aus der Gesamtheit aller Renten- 
leistungen an Arbeiter und Angestellte 
eine gewisse Berechtigung hat, kann fest- 
gestellt werden, daß beispielsweise die Ber- 
liner Arbeiter schon nach fünf bei der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin zurückgelegten 
Beitragsjahren den Anspruch auf den 
vollen Grundbetrag aus der Angestellten- 
versicherung in Höhe von 37 DM monat- 
lich erworben haben, während die Ar- 


beiter im Bundesgebiet bei ihrem Anspruch 
auf den Grundbetrag aus der Invaliden- 
versicherung in Höhe von nur 13 DM 
monatlich verbleiben. 

Die Fassung des § 5 des Gesetzentwurfs 
ist im Einvernehmen mit Vertretern des 
Berliner Senats erfolgt. Die Bundesregie- 
rung kann auf die Rechtsangleichung nicht 
länger verzichten. 

4. Zu dem Hinweis des Bundesrates, „daß 
mit Rücksicht auf die zunächst vor- 
gesehene Gewährung von Teuerungs- 
zulagen aus Haushaltsmitteln des Bundes 
die geplante allgemeine Sozialversiche- 
rungsreform möglichst beschleunigt wer- 
den müsse und daß hierbei insbesondere 
zu prüfen sein werde, inwieweit bei der 
Gewährung von Teuerungszulagen soziale 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden 
könnten, indem z. B. sonstiges Einkom- 
men neben den Renten angerechnet 
würde,“ wird folgendes bemerkt: 

Die Bundesregierung hat im § 1 Absatz 1 
des Gesetzentwurfs zum Ausdruck ge- 
bracht, daß das Rentenzulagengesetz nur 
eine Übergangsregelung bringen soll, die 
durch eine endgültige Neuregelung der 
gesetzlichen Rentenversicherung abgelöst 
werden muß. Es ist aber nicht zu ver- 
kennen, daß die endgültige Neuregelung 
der gesetzlichen Rentenversicherungen mit 
der Sanierung der Rentenversicherungen 
verbunden sein muß, die von allen Be- 
teiligten erhebliche finanzielle Opfer er- 
fordern wird. Schon aus diesem Grunde 
muß die Neuregelung aufs sorgfältigste 
vorbereitet werden. Gleichwohl wird die 
Bundesregierung um eine möglichste Be- 
schleunigung der geplanten allgemeinen 
Sozialversicherungsreform bemüht sein, 
die sowohl den sozialen Bedürfnissen, wie 
den finanziellen Möglichkeiten Rechnung 
tragen wird. 
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